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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 22 auf:

Antrag der Abgeordneten

Sascha Schnürer, Thomas Huber, Bernhard Seidenath u. a. (CSU),

Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Schaffung eines Praxen-Zukunfts-Gesetz (PZG) zur Förderung notwendiger 

Investitionen für die Modernisierung der IT-Ausstattung und Gewährleistung von 

Informations- und Cybersicherheit in den Praxen von niedergelassenen Ärzten 

und Psychotherapeuten (Drs. 19/9705)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 

Fraktion. Der erste Redner ist für die CSU-Fraktion der Kollege Sascha Schnürer. Herr 

Kollege, Sie haben das Wort.

Sascha Schnürer (CSU): Herr Präsident, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 

Stellen wir uns einen Montagmorgen vor: Die Praxis ist voll; das Wartezimmer ist voll 

mit Patienten. Es sind Kinder da, die Fieber haben, eine ältere Frau braucht dringend 

ein Rezept, und dann: Bluescreen! Alles ist blau. Nichts geht – keine Patientenakte, 

kein E-Rezept, keine Befunde, keine digitale Überweisung. Der Arzt ist da, das Team 

ist da, aber nichts geht mehr.

Ein anderer Fall: Mir wurde in meinem Stimmkreis in einer Sprechstunde erörtert, dass 

ein Arzt sagte: Wir gehen nicht mehr ans Telefon. Wir haben keine Leute mehr. Du 

kannst per E-Mail noch einen Termin bei uns ausmachen, aber wir haben einfach 

durch unseren Fachkräftemangel nicht mehr die Ressourcen, dass wir einen normalen 

Praxisbetrieb im ländlichen Raum sicherstellen können.

Bevor wir über das eigentliche Thema reden, möchte ich deshalb ganz herzlich 

Danke sagen, nämlich den vielen Ärztinnen und Ärzte gerade im ländlichen Raum, 

den niedergelassenen Ärzten, den Fachteams, die dabei sind, den Therapeuten, den 

Zahnärzten und allen, die dort draußen jeden Tag ihren Job machen, obwohl wir einen 
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Fachkräftemangel, obwohl wir draußen Probleme mit Bürokratie, obwohl wir diese 

neue Gefahr von Cybersicherheit haben. Ein herzliches Vergelts Gott! Sie alle da 

draußen machen einen richtig großartigen Job!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Eben weil das so ist, soll es heute einmal um sie gehen, und weil das so ist, wollen wir 

eben die Staatsregierung auffordern, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass 

wir uns im Bund dafür einsetzen, stärker in Technik zu investieren und die digitale 

Transformation zu gestalten.

Es geht heute genau darum, meine lieben Kollegen, dass wir uns nicht über die 

Technik um der Technik willen unterhalten, sondern dass wir uns unterhalten, wie 

wir die entsprechende Sicherheit in diesem Land auch in Zukunft bei diesen Heraus-

forderungen sicherstellen. Wer Primärarztversorgung will, wer Digitalisierung will, wer 

Telemedizin will, wer telefonische Patientenakten und E-Rezepte will, der muss eben 

auch die infrastrukturellen Voraussetzungen schaffen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben hier gerade im stationären Be-

reich mit dem Krankenhauszukunftsgesetz einen wahnsinnig guten Rahmen auf Bun-

desebene geschaffen. Ja, die Länder haben auch mitgezahlt. Bis zu 4,3 Milliarden 

Euro standen für die Modernisierung der ganzen IT-Sicherheit, für Infrastruktur, für 

neue Konzepte zur Verfügung. Bei den Praxen fehlt ein solcher Ansatz. Das ist eine 

Lücke, und zwar an der falschen Stelle.

Wir alle sind zur Transformation bereit. Wir alle sind doch bereit für mehr Verantwor-

tung. Zuerst brauchen wir aber die Grundlagen. Es gilt, die Systeme zuerst zu entlas-

ten, bevor wir wieder belasten.

Wir dürfen auch eines nicht vergessen: Gerade die ambulante Versorgung mit rund 

97 % der Behandlungsfälle ist zunehmend das Rückgrat unseres Gesundheitswesens. 

Gerade mit der digitalen Anbindung, wenn wir eben alles elektronisch machen, steigen 
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aber auch die Risiken. Gesundheitsdaten sind hochsensibel, und ein Cyberangriff 

kann für die Versorgungssicherheit und bei der Behandlung von uns Menschen ge-

fährlich werden.

Der Gesetzgeber hat darum in § 75 SGB V verbindliche IT-Sicherheitsstandards ge-

schaffen. Das ist auch gut und richtig. Wer allerdings A sagt, der muss auch B sagen, 

und wer Pflichten schafft, der muss auch die Finanzierung mitdenken. Deshalb fordern 

wir heute ein bundesweit tragfähiges Praxen-Zukunfts-Gesetz; keine bayerische Insel-

lösung, keinen Flickenteppich, keine bloße Fortschreibung von Pauschalen, sondern 

eine gesetzliche Finanzierungsgrundlage für die IT-Modernisierung, für Informationssi-

cherheit, für Cybersicherheit bei niedergelassenen Ärzten, Zahnärzten und Psychothe-

rapeuten.

Wir haben das im Ausschuss schon diskutiert, und da gab es auch von den Opposi-

tionsparteien entsprechende Gegenvorschläge. Es hat geheißen: Das brauchen wir 

doch nicht. Wir haben die monatlichen Pauschalen für Telematikinfrastrukturen.

(Zuruf der Abgeordneten Ruth Waldmann (SPD))

Wir brauchen – das kam von der AfD – einmal ein Fachgespräch zur Cybersicherheit.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Winhart (AfD))

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben kein Erkenntnisproblem, sondern 

wir brauchen Lösungen, und zwar jetzt. Grundsätzlich gilt: Wer Ambulantisierung for-

dert, muss ambulante Strukturen stärken. Wer Digitalisierung verlangt, muss sichere 

digitale Infrastruktur ermöglichen. Wer Cybersicherheit ernst nimmt, muss nachhaltige 

und lernende Abwehrmechanismen schaffen.

(Beifall bei der CSU)

Deshalb bitte ich Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, um Zustimmung zu 

dem Antrag.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Der nächste 

Redner ist für die AfD-Fraktion der Abgeordnete Andreas Winhart.

(Beifall bei der AfD)

Bitte, Sie haben das Wort.

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich weiß gar nicht, wo ich anfangen soll. Herr Kollege, Sie waren doch in 

der gleichen Ausschusssitzung. Sie wissen auch, dass wir dem Ganzen zugestimmt 

haben und dass man vielleicht noch den einen oder anderen Vorschlag macht, was 

man anders machen könnte. Das erlaube ich mir auch heute.

Nichtsdestoweniger werden wir dem Antrag natürlich zustimmen; denn es ist natürlich 

ein wichtiges Thema. Wir haben seit geraumer Zeit immer wieder in verschiedensten 

Anträgen auf dieses Thema nicht nur bei den Arztpraxen hingewiesen, sondern vor 

allem bei den Kliniken. Dort ist zwar Geld vorhanden, aber das reicht schlicht und 

ergreifend hinten und vorne nicht.

Schauen wir einfach nur im regionalen Umkreis, zum Beispiel nach Fürstenfeldbruck. 

Dort war dieses Klinikum über Tage blockiert. Hacker haben sich in die sensibelste 

Infrastruktur, die wir in Deutschland haben, eingehackt und die Behandlung von Pa-

tienten war nicht mehr möglich. Das hat nicht nur bei der Bevölkerung einen Schock 

ausgelöst, sondern auch bei den Verantwortungsträgern.

Von daher ist vollkommen klar, dass wir im Bereich der Digitalisierung darauf achten 

müssen, dass die Sicherheit der Patientendaten, aber auch die Sicherheit der Anwen-

dung der Möglichkeiten, die wir in den Praxen haben, gewährleistet ist. Der erwähnte 

Bluescreen ist noch am harmlosesten. Meistens kommt noch hinzu, dass sich irgend-

jemand dabei denkt, dass er den Arzt oder den Betreiber dann entsprechend um 
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Bitcoins oder was auch immer erpressen möchte. Wir haben hier mehr Kriminalität als 

an dem ausgefallenen Bildschirm.

Ganz grundsätzlich ist es so: Wer digitalisiert – und wir sind diesen Weg gegangen 

–, weiß um die Vorteile dieser Digitalisierung. Er muss aber auch die andere Seite 

der Medaille sehen. Die Digitalisierung macht uns logischerweise angreifbar, und der 

Angreifer ist halt nicht mehr der Einbrecher, der auch in die Praxis einbrechen könnte. 

Das ist vielleicht der Hacker, der auf einem anderen Kontinent sitzt und sich übers 

Internet dort hineinbegibt.

Wir haben die Sensibilität der Bevölkerung kennengelernt. Gerade als es um die digi-

tale Patientenakte gegangen ist, gab es jahrelang diese Diskussion: Wie viele Daten 

müssen öffentlich zur Verfügung stehen? Wie viele Daten besitzt der Patient? Was 

kann ich alles freigeben? Genau diese Daten werden in den Arztpraxen generiert bzw. 

verarbeitet. Das heißt, gerade hier haben wir neben den Krankenhäusern logischer-

weise einen ganz signifikanten Punkt, wo wir auf die Sicherheit der Patientendaten 

achten müssen.

Jetzt haben Sie vorgeschlagen, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, gesetzliche 

Finanzierungsgrundlagen zu schaffen. Das ist richtig. Das ist ein Weg. Man könnte 

das Ganze auch unbürokratischer machen, indem die Ärzte als Freiberufler keine 

Subvention, sondern vielleicht eine Steuererleichterung erhalten. Vielleicht könnte das 

ein Teil davon sein, damit sie nicht abhängig von Subventionen und dem ganzen halb-

wirtschaftlichen Gebilde sind. An dieser Stelle sollten wir das Freiberuflertum retten.

Jedenfalls muss etwas getan werden. Dem stimmen wir zu. Ganz klar der Ruf nach 

Berlin: Wer anschafft, der zahlt natürlich auch. Die Konnexität muss gewahrt bleiben. 

Es geht auf keinen Fall, dass bayerisches Steuergeld für Bundesaufgaben zur Verfü-

gung gestellt wird. Wir stimmen dem Antrag zu.

(Beifall bei der AfD)
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Nächster Redner ist für BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN der Kollege Andreas Hanna-Krahl. Herr Kollege, Sie haben das 

Wort.

Andreas Hanna-Krahl (GRÜNE): Herr Präsident, geschätzte Kolleginnen und Kolle-

gen! Digitalisierung im Gesundheitssystem und im Gesundheitswesen ist kein Selbst-

zweck. Sie soll entlasten, Abläufe vereinfachen und die Versorgung verbessern. Mo-

derne IT und ein hohes Maß an Cybersicherheit sind dafür unverzichtbar. Der Antrag 

greift also definitiv ein absolut wichtiges Thema auf. Trotzdem – das kann ich vorweg-

nehmen – werden wir uns heute nur enthalten. Ich will Ihnen jetzt erklären, warum.

Meine Damen und Herren, die entscheidende Frage lautet nämlich nicht: Wer bezahlt 

die nächste Investition in den Praxen? Die entscheidende Frage lautet: Können die 

Praxen auch darauf vertrauen, dass sich diese Investition nicht nur heute, sondern 

auch in fünf Jahren lohnt? Woran es fehlt, ist nicht die Bereitschaft zu investieren. 

Die ist bei den allermeisten Ärztinnen und Ärzten und bei den allermeisten Psychothe-

rapeutinnen und Psychotherapeuten definitiv vorhanden. Sie wissen, dass Digitalisie-

rung notwendig ist. Sie wissen, dass Cybersecurity immer wichtiger wird. Was ihnen 

fehlt, ist eine absolute Verlässlichkeit. Seit Jahren erleben wir wechselnde Vorgaben, 

neue technische Anforderungen und verschobene Fristen. Mal wird ein System einge-

führt, und dann ein anderes wieder nachgebessert, weil es eben doch nicht funktio-

niert. Wer unter diesen Bedingungen mehrere Zehntausend Euro für die Aufrüstung 

von Hard- und Software in die Hand nehmen soll, der fragt zu Recht: Ist das überhaupt 

in zwei Jahren noch State of the Art, oder stehe ich wieder ganz am Anfang?

Deshalb brauchen die Praxen allen voran eines, nämlich Planungssicherheit. Sie brau-

chen einen Gesetzgeber, der klare Ziele formuliert. Sie brauchen einen Gesetzgeber, 

der diese Ziele dann auch verfolgt, statt die Rahmenbedingungen ständig neu zu 

schreiben. Das ist unserer Ansicht nach der eigentliche Konstruktionsfehler. Wer im 

Plenum über eine Telematikinfrastruktur entscheidet, sitzt eben nicht an der Anmel-

dung, wenn die Infrastruktur mitten in der Sprechstunde ausfällt. Aber genau an dieser 
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kleinen Schnittstelle in einer Arztpraxis entscheidet sich, ob Digitalisierung im Gesund-

heitswesen entlastet oder belastet. Digitalisierung wird immer dann zum Problem, 

wenn sie Zeit kostet, statt Zeit zu sparen. Deswegen reicht es nicht, jetzt irgendwie 

ein neues Förderprogramm aufzulegen und das Geld dann mit der Gießkanne zu 

verteilen. Entscheidend ist doch, dass die Systeme interoperabel zusammenpassen, 

praxistauglich sind und auch zuverlässig funktionieren. Daran ändert dieser Antrag 

nichts.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Er fordert – das ist durchaus anzuerkennen – ein bundesweites Programm nach dem 

Vorbild der Krankenhauszukunftsgesetzes. Dabei gibt es aber längst Förderungen für 

die TI-Anbindung, für die IT-Sicherheit, auch von den Kassenärztlichen Vereinigungen. 

Das ist alles da. Wenn die Staatsregierung überzeugt ist, dass gerade die kleineren 

Praxen in Bayern zusätzliche Hilfe brauchen, kann sie doch selbst ein Programm ins 

Leben rufen und auflegen. Stattdessen verweist sie auf den Bund. Ich glaube, das 

greift insgesamt zu kurz.

Hinzu kommt die finanzielle Realität. Meine Damen und Herren, die gesetzlichen 

Krankenversicherungen stehen unter massivem Druck. Das wissen wir alle spätestens 

seit dem Bundestagsbeschluss zum GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz. Wir müssen 

abwägen, wofür wir zusätzliche Mittel einsetzen. Für uns hat die Stabilisierung der 

Versorgung insgesamt deutlichen Vorrang vor einem ganz pauschalen Programm, 

das über alle Praxen ausgerollt wird. Meine Damen und Herren, die Digitalisierung 

bleibt eine der wichtigsten Zukunftsaufgaben, aber sie gelingt definitiv nicht nur über 

Fördertöpfe.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Es liegt eine Meldung zu einer Zwischenbemer-

kung von Herrn Kollegen Sascha Schnürer von der CSU-Fraktion vor.
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Sascha Schnürer (CSU): Herr Kollege Hanna-Krahl, Sie widersprechen sich jetzt 

ein bisschen. Sie referieren über Interoperabilität und über Schnittstellen. Im Kranken-

hauszukunftsgesetz geht es nicht nur ums Geld. Dort hat man mit den Zertifizierungen 

die Grundlagen dafür geschaffen, dass wir genau diese Interoperabilität herstellen. 

Wenn Sie sich enthalten, weil genau das nicht sichergestellt ist, dann ist das für mich 

einfach nur ein riesiger Widerspruch.

Andreas Hanna-Krahl (GRÜNE): Schön, dass es sich für Sie um einen Widerspruch 

handelt. Für mich ist das kein Widerspruch, weil wir nicht das Krankenhauszukunftsge-

setz, sondern Ihren Antrag behandeln. Im Antrag steht nichts zur Interoperabilität.

(Beifall bei den GRÜNEN – Sascha Schnürer (CSU): Lesen!)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Für die SPD-Fraktion hat Frau Kollegin Waldmann 

das Wort, bitte.

Ruth Waldmann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben gemeinsame Ziele. Wir wollen, dass die Praxen modern aufge-

stellt sind, dass sie eine gute IT-Ausstattung haben und nicht in finanziell unzumutbare 

Situationen kommen. Außerdem stellen wir gemeinsam fest, dass die Informations- 

und Cybersicherheit immer wichtiger wird. Es stimmt auch, dass viele niedergelassene 

Ärztinnen und niedergelassene Ärzte Sorge haben, ob und wie sie das stemmen 

können. Damit wollen wir sie auch nicht alleinelassen.

Es ist schon wichtig, genau hinzuschauen, was wirklich geht und auch wirklich hilft. 

Es ist richtig, dass es seit dem Jahr 2021 eine verbindliche IT-Sicherheitsrichtlinie gibt. 

Diese ist noch unter der CDU-Führung eingeführt worden. Eine Gegenfinanzierung 

für die Umsetzungskosten liegt jedoch nicht vor. Das ist in den Praxen anders als in 

den Pflegeeinrichtungen. Gleichzeitig hat sich die Cyber-Bedrohungslage besonders 

im Gesundheitsbereich inzwischen auch noch weiter verschärft.
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Als Landtag kann man mit einem Antrag jetzt nicht feststellen, dass es im ambulanten 

Bereich überhaupt keine Investitionskostenförderung gibt. Dazu ist schon einiges ge-

sagt worden. Es gibt zum Beispiel die Telematikinfrastruktur-Pauschale. Dabei handelt 

es sich um monatliche Pauschalen. Das Bundesgesundheitsministerium sagt, dass 

dies die Kosten decken würde. Darüber können wir diskutieren. In der Praxis scheint 

das zum Teil gar nicht so zu sein. Das müssen wir uns genauer anschauen. Gerade 

kleine und mittlere Praxen haben offenbar keine ausreichenden Mittel.

In Ihrem Antrag beziehen Sie sich aber ausdrücklich auf das Krankenhauszukunftsge-

setz. Dort gibt es einen sehr entscheidenden Unterschied. Im Rahmen des Kranken-

hauszukunftsgesetzes haben die Länder 30 % der Investitionskosten übernommen. 

Bayern hat auch seinen Anteil getragen. Jetzt wollen Sie aber ausschließlich Steuer-

mittel des Bundes hernehmen. Bayern will somit bei einem vergleichbaren Programm 

keinen Cent im ambulanten Bereich beitragen. Das ist jetzt Ihr Hilfsangebot. Wir könn-

ten auch ein bayerisches Förderprogramm aufsetzen oder uns zumindest an dem jetzt 

geforderten bundesweiten Programm für die IT-Sicherheit in den Praxen beteiligen.

Der Antrag enthält eine Problembeschreibung, die zum Teil absolut zutreffend ist. 

Wir wissen jedoch gar nicht, über welches finanzielle Volumen wir überhaupt reden. 

Das wird nicht benannt. Im Antrag wird auch nicht definiert, welche Praxen künftig 

antragsberechtigt sein werden, unter welchen Umständen, mit welchen Zielen und mit 

welchen Förderkriterien. Auch eine Implementierungsstrategie kommt noch nicht vor. 

Das Krankenhauszukunftsgesetz, auf das man sich bezieht, hatte elf klar definierte 

Fördertatbestände und eine klare Vorgabe von 15 % Mindestquote für die IT-Sicher-

heit. Das alles fehlt jetzt bei diesem Antrag. Grundsätzlich geht das Anliegen in die 

richtige Richtung, aber da uns das zu unkonkret ist, müssen wir uns an dieser Stelle 

leider enthalten.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Für die Fraktion der FREI-

EN WÄHLER Frau Kollegin Enders, bitte.
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Susann Enders (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Lassen Sie uns mit einem Gedankenspiel starten: Stellen wir 

uns einmal so eine Arztpraxis der Zukunft vor. Der Patient, die Patientin kommt 

frühmorgens mit ganz starken Beschwerden in die Praxis. Noch bevor er oder sie 

das Behandlungszimmer überhaupt betritt, liegen alle wichtigen Informationen vor, 

alles, komplett: Medikamente, Vorbefunde, Laborwerte. Alles ist digital vorhanden. Die 

Dokumentation erfolgt weitgehend automatisch. KI unterstützt bei den Verwaltungsauf-

gaben oder weist Ärzte auf mögliche Wechselwirkungen von Medikamenten hin.

Genau das brauchen wir. Was gewinnt der Arzt dadurch? – Nicht mehr Zeit für Digita-

les, nicht mehr Zeit zum Schreiben; nein, mehr Zeit für das eigentliche Gespräch mit 

den Patienten. Das muss es doch sein, darum muss es doch gehen; denn Digitalisie-

rung darf doch nicht Selbstzweck sein, sondern sie muss den Menschen dienen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unsere niedergelassenen Ärztinnen und 

Ärzte, Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sind das Rückgrat unserer Ge-

sundheitsversorgung. Ich selber habe zu Beginn meiner beruflichen Laufbahn etliche 

Jahre in einer Augenarztpraxis gearbeitet und ein Jahr in einer chirurgischen Praxis. 

Die Erfahrung ist da. Damals war an digitale Abläufe überhaupt nicht zu denken. 

Damals war die meiste Zeit wirklich noch für den Patienten da.

Gerade das Gesundheitswesen wird sich in den kommenden Jahren verändern. Es 

wird eine noch wichtigere Rolle übernehmen. Die Ambulantisierung von medizinischen 

Leistungen verändert unser Gesundheitswesen bereits jetzt nachhaltig. Leistungen, 

die medizinisch sicher ambulant erbracht werden können, sollen zukünftig auch am-

bulant stattfinden. Das ist grundsätzlich richtig. Es entlastet die Krankenhäuser und 

bringt die Versorger näher zu den Menschen.

Aber wir dürfen dabei eines nicht vergessen: Mehr ambulante Versorgung bedeutet 

auch mehr Verantwortung für die Praxen. Diese Verantwortung können sie nur über-

nehmen, wenn die Rahmenbedingungen stimmen. Die Realität sieht heute häufig 

Protokollauszug
86. Plenum, 22.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 10

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5231


anders aus: Krankenhäuser kämpfen mit steigenden Kosten und Personalmangel. 

Auch die niedergelassenen Praxen arbeiten vielerorts längst an ihrer Belastungsgren-

ze. Hinzu kommen wachsende Wartezeiten und ein zunehmender Fachkräftemangel. 

Wer jetzt zusätzliche Aufgaben in den ambulanten Bereich verlagern möchte, muss 

deshalb die notwendigen Investitionen ermöglichen.

Ein ganz entscheidender Baustein dabei ist die Digitalisierung. Elektronische Patiente-

nakten, digitale Rezepte, Videosprechstunden und intelligente Assistenzsysteme kön-

nen Arbeitsabläufe vereinfachen und dabei helfen, Doppeluntersuchungen zu vermei-

den und die Behandlungsqualität zu verbessern. Die Menschen müssen aber – das 

will ich hier noch betonen – auf diesem Weg auch mitgenommen werden; es braucht 

da sehr viel gute Kommunikation.

Das eröffnet gerade im ländlichen Raum neue Chancen. Als FREIE WÄHLER kämp-

fen wir seit jeher für gleichwertige Lebensverhältnisse und gleichwertige Chancen für 

Menschen in Stadt und Land. Nicht jede Nachkontrolle erfordert deshalb eine lange 

Anfahrt. Nicht für jede Rückfrage braucht es einen erneuten Praxisbesuch. Digitale 

Lösungen können den Patienten, aber auch dem Praxispersonal helfen, Wege zu 

sparen.

Aber all diese Möglichkeiten setzen eines voraus: eine moderne, leistungsfähige und 

sichere IT-Infrastruktur; denn Gesundheitsdaten gehören zu den sensibelsten Daten 

überhaupt. Fällt eine Praxis durch einen Cyberangriff aus – auch davon muss man 

einmal ausgehen –, dann geht es nicht nur um Computer, sondern dann können 

Termine nicht stattfinden, Diagnosen verzögern sich, und die Patientenversorgung 

wird unmittelbar beeinträchtigt. Die Cybersicherheit ist deshalb heute längst Teil der 

Daseinsvorsorge.

Für uns FREIE-WÄHLER-Fraktion ist klar: Die Digitalisierung fordert, aber man darf 

die Praxen mit den Kosten nicht alleinlassen. Wir brauchen deshalb eine verlässliche 

gesetzliche Finanzierungsgrundlage für notwendige Investitionen in moderne IT- und 
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Cybersicherheit. Genau dafür steht dieses Praxen-Zukunfts-Gesetz. Es schafft die 

Voraussetzungen dafür, dass Digitalisierung dort ankommt, wo sie am meisten bewir-

ken kann: direkt in den Arztpraxen. Es geht nicht um mehr Bürokratie – nein, auf 

keinen Fall – und auch nicht um neue Technik um ihrer selbst willen; sondern das 

Gesetz schafft die Voraussetzungen für mehr Zeit am Patienten, für mehr Sicherheit 

und eine Gesundheitsversorgung, die auch morgen noch leistungsfähig ist.

Ich wünsche mir, dass unsere Ärztinnen und Ärzte zukünftig wieder viel mehr Zeit am 

Stethoskop als an der Tastatur verbringen. Wenn Digitalisierung genau das schafft, 

haben wir unseren Auftrag erfüllt. Dazu müssen und werden wir die Weichen stellen. 

Wir müssen dann aber die entstandene Zeit auch richtig nutzen, nämlich analog, von 

Mensch zu Mensch. – Ich bitte um Ihre Zustimmung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen, und wir kommen zur Abstimmung. Der fe-

derführende Ausschuss für Gesundheit, Pflege und Prävention empfiehlt Zustimmung 

zum Antrag mit der Maßgabe, dass die folgenden Änderungen durchgeführt werden: 

In der Überschrift wird nach der Angabe "Ärzten" die Angabe "Zahnärzten" eingefügt. 

In Satz 2 wird nach der Angabe "Ärzte" die Angabe "Zahnärzte" eingefügt.

Wer dem Antrag von Abgeordneten der CSU-Fraktion und der Fraktion FREIE WÄH-

LER mit den genannten Änderungen zustimmen möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das sind die FREIE-WÄHLER-Fraktion, die CSU-Fraktion und die 

AfD-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen! – Keine. Enthaltungen? – Bei Ent-

haltung der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD ist dem Antrag zuge-

stimmt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, möchte ich 

auf Folgendes hinweisen. Wir haben heute Mittag der Opfer des rechtsextremistischen 

Anschlags am OEZ vor zehn Jahren gedacht. Zur Stunde läuft der große Gedenkakt 
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in Anwesenheit des Bundespräsidenten am Denkmal "Für Euch" in der Hanauer Stra-

ße. Zum Tatzeitpunkt legt unsere Landtagspräsidentin im Namen des Bayerischen 

Landtags einen Kranz nieder. Um exakt 17:51 Uhr findet dann in ganz München eine 

Schweigeminute statt. Unter anderem stehen auch alle öffentlichen Verkehrsmittel der 

Münchner Verkehrsgesellschaft für eine Minute still. Auch wir im Hohen Haus wollen 

uns diesem großen gemeinsamen Zeichen der Solidarität und des Erinnerns anschlie-

ßen und zum Gedenken an die Opfer eine Schweigeminute einlegen. Ich werde Sie 

rechtzeitig, bevor es soweit ist, darauf aufmerksam machen und einstweilen in der 

Sitzung fortfahren.
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